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PROTOKOLL 

 ÜBER DIE UNTERZEICHNUNG DES VERTRAGS ÜBER STABILIT ÄT, 

KOORDINIERUNG UND STEUERUNG IN DER WIRTSCHAFTS- UND  

WÄHRUNGSUNION  

 

Die Bevollmächtigten des Königreichs Belgien, der Republik Bulgarien, des Königreichs 

Dänemark, der Bundesrepublik Deutschland, der Republik Estland, Irlands, der Hellenischen 

Republik, des Königreichs Spanien, der Französischen Republik, der Italienischen Republik, der 

Republik Zypern, der Republik Lettland, der Republik Litauen, des Großherzogtums Luxemburg, 

Ungarns, Maltas, des Königreichs der Niederlande, der Republik Österreich, der Republik Polen, 

der Portugiesischen Republik, Rumäniens, der Republik Slowenien, der Slowakischen Republik, 

der Republik Finnland und des Königreichs Schweden haben heute den Vertrag über Stabilität, 

Koordinierung und Steuerung in der Wirtschafts- und Währungsunion unterzeichnet. 

 

Die Unterzeichner kamen dabei überein, dem Protokoll die folgenden Vereinbarungen beizufügen. 

 

Geschehen zu Brüssel am 2. März 2012. 
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ANHANG  

 

 

VERTRAG ÜBER STABILITÄT, KOORDINIERUNG UND STEUERUNG  

IN DER WIRTSCHAFTS- UND WÄHRUNGSUNION 

 

 

VON DEN VERTRAGSPARTEIEN BEI DER UNTERZEICHNUNG GETROFFENE 

REGELUNG BETREFFEND ARTIKEL 8 DES VERTRAGS 

 

Die folgende Regelung gilt, um eine Angelegenheit gemäß Artikel 8 Absatz 1 Satz 2 des Vertrags 

über Stabilität, Koordinierung und Steuerung in der Wirtschafts- und Währungsunion (im 

Folgenden "Vertrag") auf Grundlage von Artikel 273 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union beim Gerichtshof der Europäischen Union anhängig zu machen, wenn die 

Kommission in einem Bericht an die Vertragsparteien zu dem Schluss gelangt ist, dass eine 

Vertragspartei Artikel 3 Absatz 2 des Vertrags nicht nachgekommen ist: 

 

(1) Die Klageschrift, mit der der Gerichtshof ersucht wird festzustellen, dass eine Vertrags-

partei – wie im Kommissionsbericht festgestellt – Artikel 3 Absatz 2 des Vertrags nicht nach-

gekommen ist, wird von den in Absatz 2 genannten Klägern bei der Kanzlei des Gerichtshofs 

innerhalb von drei Monaten eingereicht werden, nachdem der Kommissionsbericht, in dem 

festgestellt wird, dass eine Vertragspartei Artikel 3 Absatz 2 des Vertrags nicht nachgekommen ist, 

bei den Vertragsparteien eingegangen ist. Die Kläger werden im Interesse aller durch die Artikel 3 

und 8 des Vertrags gebundenen Vertragsparteien und in enger Zusammenarbeit mit diesen handeln, 

mit Ausnahme der Vertragspartei, gegen die sich die Klage richtet, und im Einklang mit der 

Satzung und der Verfahrensordnung des Gerichtshofs. 
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(2) Kläger werden die durch die Artikel 3 und 8 des Vertrags gebundenen Vertragsparteien sein, 

welche die Mitgliedstaaten sind, die zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des Kommissionsberichts 

die zuvor festgelegte Gruppe derjenigen drei Mitgliedstaaten bilden, die nach Artikel 1 Absatz 4 der 

Geschäftsordnung des Rates den Vorsitz im Rat der Europäischen Union führen (Dreiervorsitz1), 

soweit zu diesem Zeitpunkt i) nicht aus einem Kommissionsbericht hervorgeht, dass sie ihren 

Verpflichtungen im Rahmen des Artikels 3 Absatz 2 des Vertrags nicht nachgekommen sind, 

ii) nicht anderweitig gemäß Artikel 8 Absatz 1 oder 2 vor dem Gerichtshof gegen sie Klage erhoben 

worden ist und iii) sie nicht im Einklang mit den allgemeinen Grundsätzen des Völkerrechts aus 

anderen nachweisbaren Gründen übergeordneter Natur daran gehindert sind, zu handeln. Erfüllt 

keiner der drei betreffenden Mitgliedstaaten diese Kriterien, so obliegt es den Mitgliedern des 

vorausgehenden Dreiervorsitzes, den Gerichtshof unter denselben Bedingungen mit der Sache zu 

befassen. 

 

(3) Auf Antrag der Kläger wird diesen während des Verfahrens vor dem Gerichtshof von den 

Vertragsparteien, in deren Interesse Klage erhoben wurde, die erforderliche technische oder 

logistische Unterstützung gewährt. 

 

(4) Entstehen den Klägern infolge des Urteils des Gerichtshofs Kosten, so werden diese von allen 

Vertragsparteien, in deren Interesse der Rechtsstreit anhängig gemacht wurde, gemeinsam getragen 

werden. 

 

                                                 
1 Die Reihenfolge der Dreiervorsitze ist in Anhang I des Beschlusses 2009/908/EU des Rates 

vom 1. Dezember 2009 zur Festlegung von Maßnahmen für die Durchführung des 
Beschlusses des Europäischen Rates über die Ausübung des Vorsitzes im Rat und über den 
Vorsitz in den Vorbereitungsgremien des Rates (ABl. L 322 vom 9.12.2009, S. 28, 
Berichtigung in ABl. L 344 vom 23.12.2009, S. 56) festgelegt. 
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(5) Gelangt ein neuer Bericht der Kommission zu dem Schluss, dass die betreffende Vertrags-

partei es nicht länger unterlässt, Artikel 3 Absatz 2 des Vertrags nachzukommen, so werden die 

Kläger dem Gerichtshof unverzüglich schriftlich mitteilen, dass sie im Einklang mit den ein-

schlägigen Bestimmungen der Verfahrensordnung des Gerichtshofs die Klage zurücknehmen. 

 

(6) Auf Grundlage einer Bewertung der Europäischen Kommission, dass eine Vertragspartei 

nicht die erforderlichen Maßnahmen getroffen hat, um dem in Artikel 8 Absatz 1 des Vertrags 

genannten Urteil des Gerichtshofs nachzukommen, erklären die durch die Artikel 3 und  8 des 

Vertrags gebundenen Vertragsparteien, dass sie beabsichtigen, von dem Verfahren gemäß Artikel 8 

Absatz 2 in vollem Umfang Gebrauch zu machen, um den Gerichtshof unter Zugrundelegung der 

für die Umsetzung von Artikel 8 Absatz 1 des Vertrags getroffenen Regelung mit dem Fall zu 

befassen. 

 

 

____________________ 

 


